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2. Zeugen oder Mitschuldige zu einer falschen Aussage oder Zeugen da­
zu verleiten werde, sich der Zeugenpflicht zu entziehen.

(4) Die Tatsachen, aus denen sich die Voraussetzungen für die Anord­
nung der Untersuchungshaft ergeben, sind aktenkundig zu machen.

§123
Bei der Entscheidung über die Anordnung der Untersuchungshaft sind 

die Persönlichkeit des Beschuldigten oder des Angeklagten, sein Gesund­
heitszustand, sein Alter und seine Familienverhältnisse zu berücksichtigen.

§124
Verhaftung

(1) Die Verhaftung erfolgt auf Antrag des Staatsanwalts aufgrund eines 
schriftlichen Haftbefehls des Richters. Im gerichtlichen Verfahren ist das 
Gericht auch ohne Antrag des Staatsanwalts zum Erlaß eines Haftbefehls 
berechtigt. Der Staatsanwalt ist zu hören.

(2) In dem Haftbefehl ist der Beschuldigte oder der Angeklagte genau 
zu bezeichnen und der Grund der Verhaftung anzugeben.

(3) Der Haftbefehl ist dem Beschuldigten oder dem Angeklagten be­
kanntzugeben. Die Bekanntgabe ist unter Angabe des Datums und der 
Uhrzeit durch den Beschuldigten oder den Angeklagten schriftlich zu 
bestätigen.

§125

Vorläufige Festnahme
(1) Wird jemand auf frischer Tat angetroffen oder verfolgt, ist, wenn 

er der Flucht verdächtig ist oder seine Personalien nicht sofort festgestellt 
werden können, jedermann befugt, ihn auch ohne richterlichen Haft­
befehl vorläufig festzunehmen.

(2) Der Staatsanwalt und das Untersuchungsorgan sind auch dann zur 
vorläufigen Festnahme befugt, wenn die Voraussetzungen eines Haft­
befehls vorliegen und Gefahr im Verzüge ist.

§ 126
Richterliche Vernehmung

(1) Wird der Beschuldigte oder der Angeklagte auf Grund eines Haft­
befehls ergriffen, ist er unverzüglich, spätestens am Tage nach der Ergrei­
fung, dem zuständigen Gericht vorzuführen.

(2) Bei der Vernehmung ist dem Beschuldigten oder dem Angeklagten 
der Grund der Verhaftung mitzuteilen. Die Vernehmung soll ihm Gele­
genheit geben, sich zu der erhobenen Beschuldigung zu äußern, die ihn 
entlastenden Umstände vorzubringen und Beweiserhebungen zu bean­
tragen. Die Aussagen und Beweisanträge des Beschuldigten oder des An-
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